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Forderungspapier an den Deutschen Bundestag 
22. Juni 2026 

Psychotherapeutische Versorgung nicht doppelt schmälern 

Appell an den Deutschen Bundestag, die Psychotherapie im GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz aus der Budgetierung herauszulassen 

 

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (GKV-BStabG) deckelt erstmals auch die 
ambulante Psychotherapie. Zusammen mit der von den Krankenkassen 
beschlossenen Honorarkürzung um 4,5 Prozent wirkt diese Deckelung wie eine 
Budgetierung – mit unmittelbaren Folgen für die Versorgung. Wir bitten den Deutschen 
Bundestag, die Psychotherapie über § 87d Absatz 4 SGB V von der Budgetierung 
auszunehmen. Mit dieser Forderung stehen wir im breiten Konsens mit den 
psychotherapeutischen Berufsverbänden und der Bundespsychotherapeutenkammer. 
Der Bundesrat hat sie in seiner Stellungnahme vom 12. Juni 2026 (BR-Drucksache 
256/26) ausdrücklich bestätigt und in mehreren Punkten aufgegriffen. 
 
Warum eine Deckelung die Psychotherapie ungleich härter als alle anderen 
Fachgebiete träfe 
 
Psychotherapie ist eine absolut zeitgebundene Leistung. Eine Therapiestunde dauert 
50 Minuten. Anders als in den somatischen Fachgebieten kann die 
Versorgungskapazität nicht durch schnellere Leistung oder höhere Fallzahlen 
aufrechterhalten werden. Weniger bezahlte Arbeitszeit bedeutet weniger Versorgung. 
Und in der Psychotherapie würde eine Deckelung nicht nur den Status quo einfrieren 
wie in den anderen Fachgruppen, sondern das Versorgungsangebot auf einen Schlag 
um rund 25 Prozent oder mehr verringern. 
Deshalb trifft ein Vergütungsdeckel dieses Versorgungsfeld besonders hart. 
 
Eine Deckelung bedroht viele der rund 70 Prozent Praxen mit Teilzulassung 
existenziell 
 
Das psychotherapeutische Stundenhonorar ist nur halb so hoch wie das ärztliche. Dies 
gilt zudem nur aufgrund eines Bundessozialgerichtsurteils, das lediglich bis zu 36 
Therapiestunden pro Woche auf einem vollen Kassensitz beziehungsweise bis zu 18 
Therapiestunden auf einem halben Kassensitz absichert. Das ist reine 
Behandlungszeit am gesetzlich versicherten Patienten; mit den daraus folgenden 
Aufgaben und Tätigkeiten der Praxisorganisation bedeuten 36 Therapiestunden real 
eher über 55 Wochenstunden. Das ist dauerhaft physisch und psychisch kaum 
durchhaltbar. Indes wurde die psychotherapeutische Versorgung von der Politik in 
erheblichem Ausmaß in Teilzulassungen gelenkt. 
Rund 70 Prozent der Psychotherapeut*innen arbeiten auf einem sogenannten „halben 
Kassensitz“. Die Sitzteilung wurde und wird von den Kassenärztlichen Vereinigungen 
bis heute aktiv gefördert, weil sie die Versorgung sichert: Denn diese auf dem Papier 
„halben Praxen“ leisten im Schnitt wöchentlich ca. 25 Therapiestunden mit GKV-

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0201-0300/256-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0201-0300/256-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Patient*innen, also deutlich über den abgesicherten 18 Therapiestunden. Das hat die 
Wartezeiten zuletzt überhaupt stabil gehalten. 
Unter einer Deckelung würden ihnen maximal 18 Therapiestunden regulär honoriert, 
während die Fixkosten für Miete, Personal und Software weiterlaufen. Für viele Praxen 
mit Teilzulassungen droht damit der Verlust der Wirtschaftlichkeit. 
 
Die Folgen der Deckelung 
 
Bundespsychotherapeutenkammer und Berufsverbände warnen vor einem Verlust von 
schätzungsweise 25 Prozent der Therapiekapazität, wenn diese Mehrleistungen der 
Praxen mit Teilzulassung mangels Honorierung wegfielen, und noch mehr, falls ein Teil 
dieser Kolleg*innen ihre Zulassung zurückgäbe. Und das bei Wartezeiten, die heute 
schon viele Monate betragen. Die Folge sind voraussichtlich mehr Krankschreibungen, 
mehr stationäre Behandlungen und mehr Frühberentungen, also höhere Kosten an 
anderer Stelle. Will der Gesetzgeber das wirklich? Der Bundesrat verweist hier auf 
eine mediane Wartezeit von 97 Tagen von der ersten Sprechstunde bis zum 
Behandlungsbeginn und warnt vor einer weiteren Verschärfung. 
 
Psychotherapie ist kein Kostentreiber, sondern eine Investition in Gesundheit 
und Erwerbsfähigkeit 
 
Die ambulante Psychotherapie verursacht lediglich rund 1,4 Prozent der GKV-
Ausgaben, obwohl psychische Erkrankungen laut Deutscher Rentenversicherung rund 
42 Prozent der Frühberentungen verursachen und ca. 12,5 bis 17,4 Prozent der 
Krankheitstage begründen. Die OECD kommt in einer neuen Studie zu der Erkenntnis, 
dass psychische Erkrankungen bis 2050 das Bruttoinlandsprodukt um durchschnittlich 
1,7 Prozent und das Arbeitskräftepotenzial in der EU um durchschnittlich 2,4 Millionen 
Vollzeitstellen pro Jahr senken werden. Das große Einsparpotenzial liegt deshalb nicht 
in Kürzungen psychotherapeutischer Leistungen. Jeder in die Psychotherapie 
investierte Euro zahlt sich zwei- bis fünffach aus. Wir sparen, indem wir effizienter 
versorgen, etwa über den Ausbau der Gruppentherapie. Das gelingt aber nur ohne 
eine Deckelung, die genau die Anreize dafür zunichte machen würde. 
Auch der Bundesrat stellt fest, dass bei zeitgebundenen Leistungen keine unregulierte 
Mengenausweitung droht und sich die Frage nach der Berechtigung einer 
Budgetierung damit grundsätzlich stellt. Eine Budgetierung ist als 
Steuerungsinstrument gerade auf solche Leistungen zugeschnitten, deren Menge sich 
angebotsinduziert ausweiten lässt. Eine solche Konstellation ist bei einer streng 
zeitgebundenen Leistung strukturell ausgeschlossen. Die Deckelung bekämpft hier 
also ein Problem, das es in der Psychotherapie nicht gibt, und schafft stattdessen ein 
neues: den Abbau dringend benötigter Versorgungskapazität. 
Der Ausbau der Gruppentherapie ist dabei eine sinnvolle Ergänzung, aber kein Ersatz 
für die Einzeltherapie: Gruppen sind nur für einen Teil der Patient*innen indiziert und 
lassen sich nicht beliebig zusammenstellen. Eine Budgetierung, die nur die 
Einzeltherapie erfasst, würde die Wahl der Behandlungsform an ökonomische statt an 
medizinische Kriterien koppeln. Und sie würde gerade die Versorgungsform 
schwächen, auf die die meisten Patient*innen angewiesen sind. Im Ergebnis droht eine 
Zwei-Klassen-Psychotherapie, in der die Einzeltherapie für gesetzlich Versicherte zur 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zeitreihen.pdf
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zeitreihen.pdf
https://www.aok.de/fk/betriebliche-gesundheit/grundlagen/fehlzeiten/ueberblick-fehlzeiten-report/
https://caas.content.dak.de/caas/v1/media/142382/data/8f878876acd7ba6e3076622bcc006219/gesundheitsreport2025-ebook.pdf
https://caas.content.dak.de/caas/v1/media/142382/data/8f878876acd7ba6e3076622bcc006219/gesundheitsreport2025-ebook.pdf
https://www.oecd.org/en/publications/the-economic-case-for-preventing-mental-ill-health_16668f16-en.html
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Mangelware wird, während sie Privatversicherten und Selbstzahler*innen weiterhin 
offensteht. 
 
Die Öffnungsklausel ersetzt keine gesetzliche Ausnahme 
 
Die Bundesregierung verweist darauf, die Selbstverwaltung könne 
psychotherapeutische Leistungen über eine Öffnungsklausel (§ 87d Absatz 4 Satz 2 
bis 4) selbst von der Deckelung ausnehmen. Doch diese Klausel ist freiwillig, an 
strenge Bedingungen geknüpft und wird jährlich neu überprüft. Ein verlässlicher 
Schutz entsteht so nicht. Nur eine ausdrückliche Ausnahme im Gesetz selbst sichert 
die psychotherapeutische Versorgung dauerhaft. 
 
 
Unsere Forderungen 
 
Vor diesem Hintergrund bitten wir den Deutschen Bundestag, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren die folgenden Punkte zu berücksichtigen, von denen auch 
der Bundesrat mehrere in seiner Stellungnahme bekräftigt hat: 

1. Psychotherapie aus der Honorardeckelung herausnehmen: Alle 
psychotherapeutischen und neuropsychologischen Leistungen gemäß der 
Psychotherapie- und Neuropsychologie-Richtlinien des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (Einzel- wie Gruppentherapie gleichermaßen) sind in 
§ 87d Absatz 4 SGB V als außerhalb der morbiditätsorientierten 
Gesamtvergütung zu vergütende Leistungen aufzunehmen. 

2. Zuschläge für Kurzzeittherapie erhalten: Die geplante Streichung der 
KZT-Zuschläge (§ 87 Absatz 2c SGB V) ist zurückzunehmen. Sie bilden den 
erhöhten Aufwand kurzer Behandlungen ab, ermöglichen eine kompakte 
Versorgung und senken damit das Chronifizierungsrisiko. Die unterstellten 
Mitnahmeeffekte lassen sich empirisch nicht feststellen: Der Anteil der 
Kurzzeittherapien blieb seit Einführung der Zuschläge nahezu konstant 
(siehe BR-Drucksache 256/26). 

3. Versorgung gezielt weiterentwickeln: Die Versorgung ist gezielt 
weiterzuentwickeln, etwa durch den Ausbau der Gruppentherapie und eine 
bessere Versorgung akut schwer und chronisch erkrankter Patient*innen. 

Die Ausnahme aus der Honorardeckelung und der Entwicklungsauftrag kosten wenig, 
schützen die Versorgung und verhindern volkswirtschaftliche Folgeschäden. Die 
Honorarkürzung liegt in der Verantwortung der Selbstverwaltung. § 87d Absatz 4 SGB 
V hingegen ist eine gesetzgeberische Entscheidung. Der Deutsche Bundestag kann 
eine Verschlechterung der psychotherapeutischen Versorgung der Bevölkerung und 
erhebliche volkswirtschaftliche Folgeschäden verhindern.  

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0201-0300/256-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Der DGVT-BV (Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie – Berufsverband Psychosoziale 
Berufe e. V.) ist die berufspolitische Interessenvertretung für Psychotherapeut*innen und 
Fachkräfte im psychosozialen Bereich. Er setzt sich für faire Arbeitsbedingungen, 
angemessene Honorierung und die Qualität der psychotherapeutischen Versorgung in 
Deutschland ein. Der DGVT-BV hat 11.000 Mitglieder, darunter niedergelassene 
Psychotherapeut*innen, Psychotherapeut*innen in Anstellung, Psychotherapeut*innen in 
Ausbildung und Weiterbildung. 

 

 

 


